
� ZSR 2025; aop

2025

Christopher Osiander*, Katja Hartosch, Peter Kupka, Angela Rauch, 
Franziska Schreyer
Psychische Gesundheit von Geflüchteten 
im SGB II: Sicht- und Handlungsweisen von 
Jobcentern

Mental health of refugees under Social Code II: 
Perspectives and practices of job centers
https://doi.org/10.1515/zsr-2025-0001

Zusammenfassung: Fluchtbedingte Einwanderung wirkt sich auf die Street-Level-
Organizations in Aufnahmeländern aus. Dieser Beitrag richtet den Fokus auf die 
Jobcenter in Deutschland. Im Zentrum stehen die Erfahrungen von Fach- und 
Führungskräften in Jobcentern mit der psychischen Gesundheit von geflüchteten 
Klient*innen und ihr institutioneller Umgang damit. Eine standardisierte Online-
befragung unter diesen Beschäftigten zeigt, dass diese häufig eine relative psy-
chische Stabilität bei Klient*innen beobachten und mental Health eher selten als 
große Herausforderung wahrnehmen. Die Prävalenz psychischer Erkrankungen 
schätzen sie bei geflüchteten Klient*innen ähnlich hoch ein wie bei nicht geflüchte-
ten. Es scheinen nur wenige Strategien der Street-Level-Organizations zum Umgang 
mit psychischer Erkrankung bei geflüchteten Klient*innen zu existieren, vielmehr 
gibt es eine Verantwortungsverlagerung auf die Fachkräfte als Street-Level-Bure-
aucrats. Fachliche Vorgaben sollten unter Einbezug gesundheitswissenschaftlicher 
Expertise weiterentwickelt und Fachkräfte stärker qualifiziert werden.

Abstract: Refugee-related immigration has an impact on the work of street-level 
organizations in receiving countries. The article looks at job centers in Germany. 
It examines the experiences of professionals and managers in job centers with the 
mental health of refugee clients entitled to benefits and the institutional handling of 
these challenges. A standardized online survey shows that these employees of job 
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centers often observe relative mental stability among refugees and rarely perceive 
mental health as a major challenge. However, they estimate the prevalence of mental 
illness among refugees to be similar to that of non-refugees. Street-level organiza-
tions seem to have few strategies for dealing with mental illness among refugees, but 
rather shift responsibility towards street-level bureaucrats. In order to improve pro-
fessionalization, these should should be better qualified and existing professional 
guidelines should be further developed with the support of health science experts.

Schlüsselwörter: psychische Gesundheit; Jobcenter; geflüchtete Klient*innen; 
Wohlfahrtsstaat; Integration in den Arbeitsmarkt

Keywords: mental health; job centres; refugees; welfare; integration into the labour 
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1 �Einführung und Fragestellung
Trotz oft widrigster Lebenserfahrungen sind viele der nach Deutschland oder in 
andere wohlhabende Länder1 Geflüchteten nicht psychisch erkrankt; gleichwohl 
kommen Depressionen, Angststörungen oder posttraumatische Belastungsstö-
rungen bei ihnen häufiger vor als beim Bevölkerungsdurchschnitt (Brücker et al. 
2019; Fazel et al. 2005; Hoell et al. 2021; Metzing et al. 2020; Niederkrotenthaler et al. 
2020). Ältere Menschen und Frauen scheinen häufiger psychisch zu erkranken und 
berichten seltener von psychischem Wohlbefinden. Studien kommen zum Ergebnis, 
dass psychische Einschränkungen die Integration in eine Aufnahmegesellschaft 
und deren Erwerbssystem erschweren (Dietrich et al. 2023; Lai 2022). Erfolg auf 
dem Arbeitsmarkt wirkt sich hingegen positiv auf die psychische Gesundheit aus, 
insbesondere bei männlichen Geflüchteten (Ambrosetti et al. 2021; Hajak et al. 2021).

Gesundheit2 ist somit ein Thema, dem sich Arbeitsverwaltungen aufgrund 
ihres Auftrages, Menschen in Ausbildung und Erwerbsarbeit zu integrieren, grund-

1 Drei Viertel der Geflüchteten weltweit leben in Ländern und Regionen mit niedrigen und 
mittleren Einkommensniveaus (UNHCR 2025). Zwei Drittel der Geflüchteten weltweit verblei-
ben in ihren Herkunftsregionen. Dennoch konzentriert sich die internationale Forschung bis-
lang auf die Gesundheit von Menschen, die in wohlhabende Länder geflüchtet sind (Bogic et al.  
2015: 38).
2 Über die Definition von Gesundheit im Allgemeinen und psychischer Gesundheit im Besonderen 
besteht kein wissenschaftlicher oder alltagsweltlicher Konsens. Laut Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) ist mentale Gesundheit “a state of mental well-being that enables people to cope with 
the stresses of life, realize their abilities, learn well and work well, and contribute to their com-
munity“ (WHO 2024).
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sätzlich stellen müssen. Bislang ist die Frage, wie Arbeitsverwaltungen die psy-
chische Gesundheit ihrer Klient*innen wahrnehmen und wie sie mit ihr umgehen, 
nur wenig untersucht. In den letzten Jahren ist das Interesse daran aber gewachsen 
(z. B. Baumberg Geiger 2017; Gühne et al. 2017a; Oschmiansky et al. 2017; Kupka/
Popp 2018; Reims et al. 2024). Generell ist davon auszugehen, dass in Deutschland 
jede*r vierte Erwachsene von einer psychischen Erkrankung betroffen ist (Deut-
sche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nerven-
heilkunde 2023). Das Problem ist somit individuell als auch gesellschaftlich von 
erheblicher Bedeutung. Laut Paul et al. (2016) kommen psychische Auffälligkeiten 
mit Krankheitswert bei Arbeitslosen doppelt so häufig vor wie bei Erwerbstätigen. 
Geflüchtete, die von Jobcentern im Rahmen des Sozialgesetzbuchs Zweites Buch 
(SGB  II) betreut werden und die in diesem Artikel im Mittelpunkt stehen, sind 
Menschen, die mindestens über eine Aufenthaltserlaubnis verfügen, sich also nicht 
mehr im Asylverfahren befinden (genauer vgl. Abschnitt 2). Unter ihnen dürfte das 
Ausmaß psychischer Erkrankungen ebenfalls hoch sein. Aber gerade in Bezug auf 
die psychische Gesundheit geflüchteter Klient*innen und deren Betreuung durch 
Arbeitsverwaltungen mangelt es an Forschung (Abschnitt  3.2). Die Jobcenter als 
Teil der deutschen Arbeitsverwaltung sind zu institutionellen Gatekeepern (Struck 
2001) auf dem Weg vieler Geflüchteter in die Aufnahmegesellschaft und deren 
Erwerbssystem geworden. Den Sicht- und Handlungsweisen dieser Street-Level-
Organizations, die zentrale integrationspolitische Akteure sind, kommt also eine 
hohe Bedeutung zu (Abschnitt 2).

Auf Basis einer Onlinebefragung von Führungs- und Fachkräften in Jobcentern 
untersucht dieser Beitrag zwei Forschungsfragen. Erstens: Wie nehmen die befrag-
ten Jobcenter-Beschäftigten die psychische Gesundheit geflüchteter Klient*innen 
wahr? Zweitens: Wie gehen Jobcenter vor, sofern sie bei geflüchteten Klient*innen 
psychische Probleme und Erkrankungen vermuten oder feststellen? Als Street-
Level-Organizations verfügen Jobcenter und die dort beschäftigten Street-Level-
Bureaucrats (siehe auch Abschnitt 2) über erhebliche Handlungsspielräume bei der 
Organisation und Ausrichtung ihrer Arbeit. Diese Handlungsspielräume werden 
näher beleuchtet. Dabei interessieren wir uns neben psychischen Problemen und 
Erkrankungen auch für psychische Stabilität und Resilienz.

Der Beitrag ist folgendermaßen aufgebaut: In Abschnitt 2 skizzieren wir die 
Institution Jobcenter und ihre geflüchteten Klient*innen auch aus einer theoretisch-
konzeptionellen Perspektive. Abschnitt 3 bietet einen Überblick zum Forschungs-
stand. In Abschnitt 4 erläutern wir die methodische Vorgehensweise und die Daten, 
die dem Beitrag zugrunde liegen. Abschnitt 5 stellt die empirischen Befunde der 
Online-Erhebung in Jobcentern vor: In Abschnitt  5.1 werden Einschätzungen zu 
und Sichtweisen auf die psychische Gesundheit geflüchteter Klient*innen skizziert 
und es wird dargelegt, wie Jobcenter versuchen, eventuelle psychische Probleme 
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zu erkennen. In Abschnitt 5.2 stellen wir die Angaben der Jobcenter zu der Frage 
vor, wie sie mit eventuellen psychischen Problemen von geflüchteten Klient*innen 
umgehen. In Abschnitt 6 werden die empirischen Befunde diskutiert und Hand-
lungsbedarfe formuliert. Der Beitrag endet in Abschnitt 7 mit einem Fazit und der 
Benennung weiteren Forschungsbedarfs.

2 �Jobcenter und geflüchtete Klient*innen
Jobcenter haben die Aufgabe, die gesetzlichen Regelungen im SGB II umzusetzen. 
Wesentliches Ziel ist die „Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
insbesondere durch Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit“ (§ 1 SGB II). Zu den 
Aufgaben der Jobcenter gehören neben der Auszahlung von Geldleistungen, der 
Beratung, Arbeitsvermittlung und Qualifizierung auch die soziale Unterstützung 
(z. B. Coaching, Förderung von Bildung und Teilhabe für schulpflichtige Kinder) 
sowie – in Kooperation mit den Kommunen – die Beratung bei Schulden, bei der 
Betreuung von Angehörigen sowie bei psychischen Problemen (§ 16a SGB II). Im 
Jahr 2023 existierten in der Bundesrepublik 406 Jobcenter; etwa drei Viertel sind 
als sogenannte „gemeinsame Einrichtungen“ der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
und der jeweiligen Stadt oder des jeweiligen Kreises organisiert, d. h. der Bund und 
die kommunale Ebene betreiben ein Jobcenter in gemeinsamer Verantwortung. 
Ein Viertel der Jobcenter wird von den kommunalen Behörden allein betrieben 
(„zugelassene kommunale Träger“, im Folgenden verkürzt zu: kommunale Job-
center).

Jobcenter sind auch für die Beratung und Vermittlung vieler Geflüchteter 
zuständig. Eine Bedingung ist, dass diese – in der Regel nach einem positiv abge-
schlossenen Asylverfahren  – mindestens über eine Aufenthaltserlaubnis ver-
fügen.3 Klient*innen von Jobcentern sind so beispielsweise nach dem Grundgesetz 
anerkannte Asylberechtigte, nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannte 
Flüchtlinge oder subsidiär Schutzberechtigte (genauer zu diesen Gruppen vgl. 
Fendel/Schreyer 2022). Geflüchtete mit ukrainischer Staatsbürgerschaft erhalten 
als Sonderregelung eine Aufenthaltserlaubnis „zum vorübergehenden Schutz“ 
bereits kurz nach Einreise und ohne vorherigen Asylantrag (Schreyer et al. 2024). 
Sie werden bei Hilfebedürftigkeit also relativ bald nach ihrer Flucht von Jobcentern 
betreut. Diese verschiedenen Gruppen im SGB-II-Bezug werden im Folgenden ver-
kürzt als geflüchtete Klient*innen bezeichnet. Alle Personen mit Aufenthaltserlaub-

3 Menschen mit Aufenthaltsgestattung oder Duldungsstatus werden nicht von Jobcentern, sondern 
(unter bestimmten Voraussetzungen) von den Agenturen für Arbeit betreut.
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nis haben rechtlich unbeschränkten Zugang zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
und, bei Vorliegen der auch für nicht geflüchtete Klient*innen geltenden Vorausset-
zungen, zu Förderinstrumenten sowie zu Gesundheitsdienstleistungen einschließ-
lich Psychotherapie. Faktisch gilt der Zugang von Geflüchteten zu letzteren aber, 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund von Kommunikationsschwierigkeiten, als prekär 
und gemessen am Bedarf als unzureichend (Töller et al. 2020).

Gerade in Bezug auf geflüchtete Klient*innen besteht eine Gefahr des Othe-
rings: Im Wissen um deren oftmals widrigste Lebensumstände und Gewalterfah-
rungen könnten Beschäftigte von Jobcentern Geflüchteten generell psychische 
Probleme bis hin zu Erkrankungen zuschreiben, selbst wenn diese im konkreten 
Fall nicht bestehen oder sich einige Geflüchtete umgekehrt gerade durch hohe psy-
chische Stabilität auszeichnen. Allgemein bezeichnet Othering einen Prozess, in 
dem eine Personengruppe als „anders“ gedacht und stigmatisiert wird (Grove/Zwi 
2006). „A dominant Western deficits model that defines refugee people as trauma-
tised victims“ (Hutchinson/Dorsett 2012: 55) kann als ein solches Othering begriffen 
werden. Dieses beinhaltet das Risiko, über die Ausblendung der Stärken vieler 
Geflüchteter (ungewollt) zu deren Entfremdung beizutragen, was die (Arbeits-
markt-)Integration hemmen und ihre Gesundheit negativ beeinflussen kann (zur 
Berücksichtigung dieses Konzepts in der Online-Erhebung vgl. Abschnitt 4).

Eine gelungene Erwerbsintegration von Geflüchteten gilt „gerade in Arbeits-
gesellschaften wie der bundesdeutschen [als] ein Katalysator für die ökonomi-
sche, soziale und kulturelle Integration“ (Seidelsohn et al. 2020: 162). Jobcentern 
kommt hier eine wichtige Rolle zu, sind sie doch institutionelle Gatekeeper auf dem 
Weg geflüchteter Klient*innen in die deutsche Aufnahmegesellschaft und deren 
Erwerbssystem. Als solche repräsentieren Jobcenter „spezifische institutionelle 
und organisatorische Kontexte und gestalten und kontrollieren Statusübergänge 
im Lebensverlauf“ (Struck 2001: 30). Die „Übergangspolitiken“ von Gatekeepern 
gehen mit „wirkungsmächtigen Entscheidungen an der Schnittstelle biographischer 
Verläufe und institutioneller und organisatorischer Regulierungen und Verfahren“ 
einher (Struck 2001: 30). Inwieweit am Ende dieser Verläufe Integration bis hin zur 
deutschen Staatsbürgerschaft oder Exklusion bis hin zur Abschiebung4 steht, kann 
auch vom jeweiligen Agieren der Jobcenter abhängen.

Denn Jobcenter sind Teil der Street-Level-Bureaucracy (Lipsky 2010), der all-
gemein eine mittelnde Funktion zwischen Staat und Bürger*innen zukommt. Als 
solche sind sie Street-Level-Organizations, bei denen es sich nach Brodkin (2016: 

4 Menschen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach §  104a Aufenthaltsgesetz („Chancen-Aufent-
haltsrecht“) können bei mangelnder (Erwerbs-)Integration in den unsicheren Duldungsstatus mit 
Abschiebungsrisiko zurückfallen (Schreyer 2024). Ähnliche Risiken können auch bei einem sub-
sidiären Schutzstatus bestehen.
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445) um „public, private, and mixed organizational forms“ handeln kann. Street-
Level-Organizations verfügen über beträchtlichen Spielraum sowohl bei ihrer 
institutionellen Ausrichtung und Organisation als auch bei der Bereitstellung ihrer 
Dienstleistungen. Die Integrationsfachkräfte als Street-Level-Bureaucrats auf der 
operativen Ebene des Jobcenters (im Folgenden verkürzt als: Fachkräfte) müssen 
die Klient*innen unterstützen, diesen gleichzeitig aber auch bestimmte Aktivitä-
ten abverlangen, diese Aktivitäten kontrollieren und Klient*innen gegebenenfalls 
sanktionieren. Die Einschätzung der psychischen Gesundheit der Klient*innen 
spielt dabei eine große Rolle. Bei der Frage, wie sie hier vorgehen und welche Kon-
sequenzen sie aus dem Verhalten von Klient*innen ziehen, stehen ihnen diskretio-
näre Spielräume offen. Die Onlinebefragung zielt im Schwerpunkt auf die Ebene 
der Street-Level-Organization, beleuchtet aber auch das Handeln der Street-Level-
Bureaucrats (genauer vgl. Abschnitt 4).

3 �Jobcenter und psychische Gesundheit von 
Klient*innen: Forschungsstand

Im Folgenden geben wir einen Überblick über Studien zu Arbeitsverwaltungen, in 
denen die psychische Gesundheit der Klient*innen thematisiert wird. Der Über-
blick ist breiter gefasst als die Thematik dieses Beitrags, da die Literaturlage nicht 
zufriedenstellend ist und unser Beitrag somit auf eine Forschungslücke zielt. 
In Abschnitt  3.1 richten wir den Fokus auf Klient*innen im Allgemeinen und in 
Abschnitt 3.2 auf geflüchtete Klient*innen im Besonderen.

3.1 �Jobcenter und psychische Gesundheit von Klient*innen 
allgemein

Schubert et al. (2013: 33) schätzen auf Basis von Krankenkassendaten, dass mehr 
als ein Drittel der Klient*innen im SGB II von psychischen Erkrankungen betroffen 
ist. Im qualitativen Forschungsprojekt „Psychisch Kranke im SGB II – Situation und 
Betreuung“ (Oschmiansky et  al. 2017) wurden Fachkräfte und psychisch kranke 
Klient*innen im SGB  II befragt. Letztere äußern häufig den Wunsch nach einer 
Erwerbstätigkeit (Gühne et al. 2017b). Dieser Wunsch wird jedoch vom Jobcenter 
oft nicht aufgegriffen, solange es den Betroffenen nicht besser geht. Stattdessen 
reduzieren manche Jobcenter die Kontakte und schicken Betroffene nach Hause, 
damit sie gesunden, bevor sie dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen können 
(Gühne et al. 2017a), denn psychische Gesundheit gilt üblicherweise als „Vorausset-
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zung für eine gelingende Integration“ (Töller et al. 2020: 38). Gerade bei psychisch 
beeinträchtigten Personen trägt die Teilhabe am Erwerbsleben aber oftmals zur 
Stabilisierung und Gesundung bei.

Oschmiansky/Popp (2020) konstatieren Schwierigkeiten von Fachkräften, psy-
chische Beeinträchtigungen von Arbeitslosen im SGB II zu erkennen, und mahnen 
mehr institutionelle Unterstützung und Professionalisierung in Jobcentern an. 
Laut Kupka/Popp (2018, 2020) gibt es kaum verbindliche Strategien für Fachkräfte, 
um psychische Gesundheitsprobleme zu identifizieren und mit ihnen angemessen 
umzugehen. Es liegt in ihrem Ermessen, ob sie sich auf ihr „Bauchgefühl“ verlas-
sen oder die Expertise der medizinischen oder psychologischen Fachdienste der 
BA (Ärztlicher Dienst, Berufspsychologischer Service) hinzuziehen. Diese Dienste 
werden in unterschiedlichem Maße genutzt. In einigen Fällen zögern Fachkräfte, 
mögliche psychische Probleme anzusprechen, weil sie wissen, dass Therapien 
selten verfügbar sind. Auch nutzen sie verschiedene Betreuungsstrategien von 
unterstützend-empathischem Verhalten bis hin zum Einsatz von Sanktionen; letz-
tere können psychische Probleme unter Umständen verstärken.

Der Umgang mit psychisch kranken Arbeitslosen in britischen Jobcentern wird 
im Vergleich als problematischer beschrieben. Wright et al. (2022) thematisieren 
insbesondere Leistungssanktionen als Ausdruck eines punitiv-repressiv agieren-
den Sozialstaats. Ihre Studie zum Universal Credit, einer Grundsicherungsleistung 
ähnlich dem deutschen SGB II, betont die negativen Auswirkungen der Fallbear-
beitung in britischen Jobcentern auf die psychische Verfassung der Klient*innen, 
die durch Furcht vor Sanktionen, finanzielle Not, Überwachung (durch ein Online-
Tool der Jobcenter) und soziale Isolation (durch den Wegfall persönlicher Beratung) 
gekennzeichnet sei. Wright et al. (2022: 165) kommen zum Ergebnis, dass es primär 
darum gehe, „to disqualify those with common mental health problems from state 
support“. Psychisch kranken Menschen würden unter Strafandrohung unangemes-
sene Bewerbungsanstrengungen für unpassende Jobs auferlegt, und sie bekämen 
keine qualifizierte Unterstützung. Studien aus Großbritannien beschreiben ferner, 
dass Leistungskürzungen zu unterschiedlichen Formen psychischen Leids bis hin 
zu Gedanken an Suizid führen (Wright et al. 2022; Williams 2020, 2021).

3.2 �Jobcenter und psychische Gesundheit geflüchteter 
Klient*innen

Bähr et al. (2021) berichten in Bezug auf Neuzugänge ins SGB II, dass Klient*innen 
aus Syrien und dem Irak –  verglichen mit anderen Neuzugängen  – geringere 
gesundheitliche Einschränkungen aufwiesen. Die Autor*innen differenzieren dabei 
allerdings nicht zwischen physischen und psychischen Einschränkungen. Quanti-
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tative Befunde zur Prävalenz psychischer Erkrankungen bei geflüchteten SGB-II-
Klient*innen finden sich in der Literatur nicht.

Die Betreuung Geflüchteter durch die Arbeitsverwaltung in Deutschland 
wurde in verschiedenen, vorwiegend qualitativen Studien beleuchtet. Das Thema 
psychische Gesundheit wird in den Studien meist erwähnt, aber nicht vertieft 
untersucht (Büschel et al. 2015; Dietz et al. 2018; Scheu et al. 2020; Falkenhain/Hirse-
land 2024). Knapp et al. (2017) verweisen in ihrer Untersuchung von Arbeitsagen-
turen und Jobcentern auf die häufige Unsicherheit von Fachkräften dabei, gesund-
heitliche Einschränkungen zu erkennen und angemessen mit ihnen umzugehen. 
Auch Boockmann/Scheu (2019: 408–410) zeigen, dass psychische Problemlagen von 
geflüchteten Klient*innen für Fachkräfte in Jobcentern „nicht immer sofort erkenn-
bar [sind], da deren Beobachtung auch an sprachlichen Defiziten scheitere“. Gerade 
bei Dolmetscher*innen aus dem familiären Umfeld würde „über Problemlagen wie 
Schulden, Gesundheit oder Suchtprobleme nicht offen gesprochen“. Für das Erken-
nen und Bearbeiten psychischer Probleme fehle es zudem an Zeit und Ressourcen; 
der Berufspsychologische Service werde nur gelegentlich genutzt. Zudem seien 
Jobcenter „Behörden, mit denen die Betroffenen nicht so offen kommunizieren“ 
(Boockmann/Scheu 2019: 420).

Larsson et al. (2022) untersuchen mit Dokumentenanalysen ein Programm des 
Swedish Public Employment Service, das kürzlich eingereiste Geflüchtete dabei 
unterstützen soll, rasch eine Beschäftigung zu finden. Trotz hoher Vulnerabilität 
der Zielgruppe wird der psychischen Gesundheit im Programm wenig Aufmerk-
samkeit zuteil, so ihr zentraler Befund. In Dänemark und Deutschland existieren 
Modellprojekte für psychisch erkrankte Geflüchtete, in deren Rahmen medizinisch-
psychosoziale Fachkräfte und Personal der städtischen Employment-Services abge-
stimmt handeln. Belastbare Befunde dazu, welche Effekte auf die Gesundheit, 
Lebensqualität und Arbeitsmarktintegration mit solchen integrativen Ansätzen 
einhergehen, stehen unseres Wissens aber noch aus (Bruhn et al. 2022; Uldall et al. 
2022; Brakemeier et al. 2017).

Insgesamt ist der Forschungsstand überschaubar und auf qualitative Studien 
begrenzt, die mit Ausnahme von Larsson et al. (2022) die psychische Gesundheit 
von Geflüchteten thematisch nur streifen. Auf Basis einer Onlinebefragung von 
Jobcentern, die in Abschnitt 4 genauer skizziert wird, ergänzt dieser Beitrag den 
Forschungsstand.
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4 �Daten und Methoden
Basis des Beitrags ist eine standardisierte Onlinebefragung von Jobcentern, die im 
ersten Quartal 2023 durchgeführt wurde. Alle 406 Jobcenter in Deutschland wurden 
per E-Mail um ihre Teilnahme an der Befragung gebeten. Die Geschäftsführungen 
sollten eine Person auswählen, die innerhalb des Jobcenters als Expert*in für Flucht-
fragen gilt, und die Einladung an diese Person weiterleiten.5 Insgesamt gingen voll-
ständige Antworten von 258 Jobcentern ein. Das entspricht einer Netto-Rücklauf-
quote von knapp 64 %; gemeinsame Einrichtungen waren mit einer Rücklaufquote 
von 71 % überrepräsentiert, bei den kommunalen Jobcentern war der Rücklauf mit 
42 % deutlich geringer. Als vollständig wird eine Rückmeldung betrachtet, wenn die 
Befragten die Umfrage bis zur letzten Frage beantwortet haben; dies schließt Nicht-
beantwortung einzelner Fragen nicht aus.

Knapp die Hälfte der Befragten arbeitete als Teamleitung (oder in einer ähn-
lichen Position) oder als Geschäftsführung und hatte somit eine leitende Position 
inne, die die Praxis im jeweiligen Jobcenter prägen dürfte.6 Die andere Hälfte der 
Befragten waren meist arbeitnehmerorientierte Beratungs- und Vermittlungsfach-
kräfte. Bei vielen Fragen wurden die Befragten gebeten, sich in ihren Antworten 
nach Möglichkeit auf ihr Jobcenter als Ganzes und nicht nur auf die eigene Erfah-
rung und Einschätzung zu beziehen.7 Zudem sollten sie sich bei ihren Antworten 
auf Klient*innen beziehen, die ab ca. 2015 nach Deutschland geflohen sind; ein 
kleiner Teil der Fragen zielte explizit auf die seit 2022 aus der Ukraine Geflüchteten 
(vgl. hierzu Schreyer et al. 2024).

Schwerpunkte der Befragung waren, mit Bezug auf die Geflüchtetenbetreuung, 
organisationale Themen (zum Beispiel Rekrutierung und Weiterbildung von Per-
sonal oder Vernetzung mit regionalen Akteur*innen), der Umgang mit Kommuni-
kationsproblemen in der Beratung und Hürden bei der Vermittlung in Arbeit, ins-
besondere aber Erfahrungen mit und Einschätzungen zur psychischen Gesundheit 
geflüchteter Klient*innen. Um Hinweise auf ein eventuelles Othering (Abschnitt 2) 
zu erhalten, wurde bei manchen Fragen explizit um Vergleiche mit der psychischen 

5 Die Beschränkung auf eine Person hatte zwei Gründe. Zum einen sollte die Befragung, die gleich-
zeitig mit der Einführung des Bürgergelds stattfand, die Jobcenter nicht übermäßig belasten und 
ein ausreichender Rücklauf sichergestellt werden. Zum anderen wurde Heterogenität von Sicht- 
und Handlungsweisen über den qualitativen Projektteil abgebildet; dort wurden pro Jobcenter 
drei bis vier Führungs- und Fachkräfte interviewt, in zwei Jobcentern wurden zudem teilnehmende 
Beobachtungen durchgeführt.
6 Der Einfluss des Managements wird in der Forschung zu Street-Level-Bureaucracy allgemein 
eher vernachlässigt (Evans 2015).
7 Nicht ausgeschlossen werden kann, dass das Antwortverhalten teils auch von dem Wunsch 
beeinflusst sein könnte, das jeweilige Jobcenter angemessen nach außen zu repräsentieren.
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Gesundheit nicht geflüchteter Klient*innen gebeten. Für diesen Beitrag wurden die 
Daten deskriptiv ausgewertet.

Die Onlinebefragung ist Teil eines größeren Forschungsprojekts, in dem quan-
titativ-standardisierte und qualitative Forschungsmethoden verwendet und mit-
einander kombiniert wurden. Die Onlinebefragung stellte den ersten Projektteil 
dar und sollte Aussagen auf breiterer Basis ermöglichen.8 Den qualitativen Projekt-
teil machten Fallstudien in sieben Jobcentern aus, zusätzlich wurde die Expertise 
von externen Gesundheits- und Beratungseinrichtungen erhoben. Abgesehen von 
Verweisen auf Veröffentlichungen aus dem Forschungsprojekt mit teils auch quali-
tativen Befunden, präsentiert dieser Beitrag ausschließlich Ergebnisse aus dem 
quantitativen Teilprojekt.

5 �Befunde der Befragung von Jobcentern

5.1 �Einschätzungen zur psychischen Gesundheit geflüchteter 
Klient*innen

Viele Führungs- und Fachkräfte schreiben geflüchteten Klient*innen Eigenschaften 
wie Zielstrebigkeit, Selbstakzeptanz, Optimismus, Problemlösungskompetenz, emo-
tionale Stabilität oder Belastbarkeit zu (Abbildung 1). Diese Eigenschaften gelten als 
positiver Ausdruck psychischer Gesundheit und Stabilität und als resilienzfördernd 
(Leppert et al. 2008). So schreibt jeweils (gut) ein Drittel der Befragten Geflüchteten in 
sehr hohem oder überdurchschnittlichem Maße Zielstrebigkeit und Selbstakzeptanz 
zu; ein Viertel stimmt zu, dass Geflüchtete in sehr hohem oder überdurchschnitt-
lichem Maß eine optimistische Haltung haben. Psychische Gesundheit wird ferner 
durch soziale Einbettung oder Unterstützung gefördert. Über 50  % der Befragten 
vermerken, dass Geflüchtete in sehr hohem oder überdurchschnittlichem Maß über 
soziale Unterstützung verfügen, also jemanden haben, den sie um Hilfe bitten können. 
Inwieweit diese Einschätzungen erfahrungsbasiert oder eher Vermutungen und Vor-
urteile sind, kann auf Basis der Onlinebefragung nicht näher spezifiziert werden.

Des Weiteren wurden die Jobcenter gefragt, welche der Herausforderungen, 
die bei der Beratung von Geflüchteten auftreten, sie als am wichtigsten ansehen. 
Dabei sollten aus einer Reihe vorgegebener Antwortmöglichkeiten maximal drei 
ausgewählt werden und dies jeweils getrennt für männliche und weibliche Geflüch-
tete (siehe Abbildung 2).

8 Die Ergebnisse flossen in die Konzipierung der qualitativen Leitfäden und in die Fallauswahl ein 
und wurden durch die qualitativen Interviews vertieft und differenzierter betrachtet.



� Psychische Gesundheit von Geflüchteten   11

In Bezug auf Männer werden fehlende Deutschkenntnisse sowie Qualifikationen, 
die auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht verwertbar sind, und in Bezug auf 
Frauen familiäre Betreuungspflichten am häufigsten als eine der drei größten Her-
ausforderungen betrachtet. Psychische Probleme werden demgegenüber weitaus 
seltener als eine der drei größten Herausforderungen benannt: Nur rund jede 
sechste befragte Führungs- oder Fachkraft schreibt ihnen ein entsprechend hohes 
Gewicht zu. Dabei unterscheiden die Befragten kaum zwischen männlichen und 
weiblichen Geflüchteten.

Ein Forschungsinteresse bezog sich darauf, inwieweit die Befragten die Prä-
valenz psychischer Probleme bei geflüchteten Klient*innen höher als bei nicht 
geflüchteten Klient*innen einschätzen. In den Antworten zeigt sich eine recht ähnli-
che Einschätzung (ohne Abbildung): Knapp die Hälfte der Befragten vermutet, dass 
20 % bis unter 40 % der geflüchteten wie auch der nicht geflüchteten Klient*innen 
psychische Probleme haben. Jeweils knapp 30 % der Befragten gehen von einer sehr 
hohen Prävalenz psychischer Probleme bei beiden Gruppen aus (40 % oder mehr 
Betroffene). Unterschiedliche Antworten zeigen sich in Bezug auf eine geringe 
Prävalenz: 13 % vermuten, dass weniger als 20 % der geflüchteten Klient*innen 
psychische Probleme haben – im Vergleich dazu gehen nur 7 % von einer solch 
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Abbildung 1: Eigenschaften geflüchteter Klient*innen aus Sicht von Jobcentern
Legende: N = 244–253
Quelle: Onlinebefragung von Jobcentern 2023; eigene Berechnungen
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geringen Prävalenz bei nicht geflüchteten Klient*innen aus. Insgesamt deuten 
die Befunde der Online-Erhebung darauf hin, dass die Befragten die psychische 
Gesundheit geflüchteter Klient*innen nicht grundsätzlich anders einschätzen als 
die von nicht geflüchteten Klient*innen. Im empirischen Material zeichnen sich 
also kaum Ansätze eines stigmatisierenden Othering ab, dem zufolge Geflüchtete 
generell als traumatisierte Opfergruppe gedacht werden (Abschnitt 2).

Doch wie können Fachkräfte psychische Erkrankungen erkennen? Die Befrag-
ten konnten die zwei wichtigsten Wege benennen, auf denen ihrer Erfahrung 
nach im Jobcenter versucht wird, vermittlungsrelevante psychische Probleme von 
geflüchteten Klient*innen wahrzunehmen. Mit 77 % wurde am häufigsten die „Ver-
mutung im Beratungs- und Vermittlungsprozess, dass psychische Probleme vor-
liegen könnten“ gewählt, gefolgt von eigenen Hinweisen von Geflüchteten (66 %; 
ohne Abbildung). Diese Hinweise scheinen oft nicht-sprachlicher Natur zu sein 
(vgl. hierzu Abschnitt 6.1), denn mehr als die Hälfte (57 %) der Befragten gibt an, 
dass geflüchtete Klient*innen noch seltener als nicht geflüchtete über psychische 
Probleme sprechen. Auch die Informationen, die aus Maßnahmen rückgespiegelt 
werden, spielen eine Rolle (37 %), seltener die „Auswertung offizieller Informatio-
nen über Klinikaufenthalte und Ähnliches“ (13 %).
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Abbildung 2: Größte Herausforderungen bei der Beratung von geflüchteten Klient*innen aus Sicht 
von Jobcentern
Legende: Maximal drei Nennungen pro Jobcenter möglich, N = 258
Quelle: Onlinebefragung von Jobcentern 2023; eigene Berechnungen
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5.2 �Umgang mit psychischen Problemen geflüchteter 
Klient*innen

Die Angaben der Jobcenter zu der Frage, inwieweit sie eine handlungsleitende 
Strategie zum Umgang mit psychischen Problemen von geflüchteten Klient*innen 
haben, zeichnen ein gemischtes Bild: Ein Viertel der Befragten stimmt der Aussage 
zu, dass es keine Strategie gibt, etwas mehr als die Hälfte stimmt dieser Aussage 
eher oder überhaupt nicht zu (Abbildung 3). Für viele dieser Jobcenter scheint es 
eine Strategie zu sein, das genaue Vorgehen der Kompetenz und Erfahrung ihrer 
Fachkräfte zu überlassen – drei Viertel stimmen diesem Item voll oder eher zu. 
40 % der Jobcenter stimmen der Aussage voll oder eher zu, dass klar ist, wie Bera-
tung und Vermittlung bei vermuteten psychischen Problemen zu erfolgen haben. 
Wenn umgekehrt also in knapp 60 % der Jobcenter nicht oder nur teilweise klar 
ist, welches Vorgehen bei vermuteten psychischen Problemen von geflüchteten 
Klient*innen fachlich richtig ist und drei Viertel der Jobcenter das Vorgehen der 
Expertise der Fachkräfte überlassen, kann vermutet werden, dass es in der Fläche 
bislang wenig Vorgaben für ein strukturiertes Vorgehen gibt.

Werden psychische Probleme vermutet oder festgestellt, schalten die meisten 
Jobcenter psychologische oder medizinische Fachdienste ein (91 %) ein oder ermun-
tern die Betroffenen, eine*n (Haus-)Ärzt*in einzubinden (87 %; Abbildung 4). Ferner 
werden die Betroffenen ermuntert, Selbsthilfegruppen und externe Beratung auf-
zusuchen (71 %), oder bei der Suche nach einer ambulanten Therapie unterstützt 
(37 %). 72 % der Jobcenter verringern nach eigenen Angaben die fordernden Aspekte 
der Betreuung, was umgekehrt bedeutet, dass fast 30 % dies nicht tun. 4–7 % der 
Jobcenter geben an, dass sie die Beratung reduzieren bzw. unterbrechen oder von 
persönlicher Beratung auf telefonischen oder mailgestützten Kontakt umstellen.

Hilfsangebote sind den Jobcentern im Normalfall bekannt, fast neun von 
zehn geben an, psychosoziale Beratungsstellen und Einrichtungen in der Region 
zu kennen (ohne Abbildung). Rund drei von vier dieser Jobcenter geben ferner 
an, mit diesen Einrichtungen bei der Beratung und Vermittlung von Geflüchteten 
zusammenzuarbeiten. Diese Zusammenarbeit kann gegebenenfalls auch nur darin 
bestehen, dass Jobcenter Kooperationsvereinbarungen unterschreiben oder Fach-
kräfte psychisch erkrankte Klient*innen entsprechend weiterverweisen. Netzwerke 
und Selbsthilfegruppen kennen 43 % der befragten Führungs- und Fachkräfte, gut 
die Hälfte davon gibt an, bei der Betreuung von Geflüchteten mit Netzwerken und 
Selbsthilfegruppen zu kooperieren. Die Hälfte aller Befragten kennt Psychothera-
peut*innen in der Region, jede*r Fünfte von ihnen gibt eine entsprechende Koope-
ration an.



14   Christopher Osiander et al.

6 �Diskussion der Befunde der Befragung von 
Jobcentern

6.1 �Einschätzungen zur psychischen Gesundheit geflüchteter 
Klient*innen

Die befragten Führungs- und Fachkräfte betrachten psychische Probleme von 
geflüchteten Klient*innen eher selten als zentrale Herausforderung bei deren Inte-
gration in das Erwerbsleben – so ihre Angaben in der standardisierten Erhebung. 
Viele Befragte schreiben geflüchteten Klient*innen im Gegenteil Eigenschaften zu, 
die für psychische Stabilität und Resilienz stehen, wie etwa Selbstakzeptanz, Ziel-
strebigkeit und eine optimistische Haltung. Als größte Herausforderungen sehen 
die Gesprächspartner*innen hingegen –  bei Männern  – fehlende Deutschkennt-
nisse oder Qualifikationen, die auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht zu verwerten 
sind, sowie – bei Frauen – familiäre Betreuungspflichten. Insgesamt sind auf Basis 
der standardisierten Erhebung kaum Anzeichen zu erkennen, dass geflüchtete 
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Abbildung 3: Strategien und Vorgaben bei vermuteten psychischen Problemen von geflüchteten 
Klient*innen
Legende: N = 249–257
Quelle: Onlinebefragung von Jobcentern 2023; eigene Berechnungen
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Klient*innen von den Befragten grundsätzlich als „andere“ bzw. als traumatisierte 
Opfergruppe gedacht werden. Insofern zeichnen sich in den Befunden kaum 
Ansätze eines stigmatisierenden Othering ab (Abschnitt 2). Vielmehr schreiben die 
Befragten geflüchteten Klient*innen tendenziell eine ähnliche psychische Verfasst-
heit zu wie den nicht geflüchteten Klient*innen.

Dabei ist aber zu beachten, dass Jobcenter generell ein hohes Vorkommen 
psychischer Probleme bei ihren Klient*innen wahrnehmen: Fast die Hälfte der 
Befragten schätzt, dass die Prävalenz bei Geflüchteten wie bei Nichtgeflüchteten 
zwischen 20 % und 40 % beträgt. Diese Größenordnung korrespondiert mit oben 
bereits skizzierten früheren Befunden (Schubert et  al. 2013; Oschmiansky et  al. 
2017). Dass Jobcenter trotz dieser hohen wahrgenommenen Prävalenz psychische 
Probleme eher selten als zentrale Herausforderung bei der Betreuung von Geflüch-
teten wahrnehmen, kann verschiedene Gründe haben. Zum Beispiel könnte even-
tuell mangelndes Problembewusstsein zu einer Fehleinschätzung der tatsächlichen 
Relevanz psychischer Beeinträchtigungen für die Arbeitsmarktintegration dieser 
Menschen beitragen. Auch könnten die genannten zentralen Herausforderungen 
(mangelndes Deutsch, nicht passende Qualifikationen und familiäre Betreuungs-
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pflichten) im Jobcenteralltag als so dominant erlebt werden, dass demgegenüber 
psychische Probleme in ihrer Bedeutung eher verblassen.

Damit Fachkräfte professionelle Beratung und Unterstützung leisten können, 
ist es entscheidend, dass sie psychische Probleme erkennen. Eine wichtige Rolle 
scheinen hier die im Laufe des Vermittlungsprozesses gewonnenen Eindrücke und 
Vermutungen zu spielen. Die häufige Fluktuation des Betreuungspersonals sowie 
der hohe Betreuungsschlüssel mit oft langen zeitlichen Abständen zwischen den 
einzelnen Beratungsterminen dürften dabei hinderliche Faktoren sein (Oschmian-
sky et al. 2017; Kupka et al. 2017; Reims et al. 2024). Kupka et al. (2017) und Reims et al. 
(2024) zeigen, dass es Zeit und Vertrauen benötigt, damit Menschen den Fachkräften  
ihre psychischen Probleme offenbaren. Geflüchtete Klient*innen sprechen nach 
Einschätzung vieler Befragter noch seltener über psychische Probleme als nicht 
geflüchtete Leistungsberechtigte. Befragte messen den Hinweisen, die Geflüchtete 
geben, beim Erkennen psychischer Probleme eine relativ hohe Bedeutung bei. 
Angesichts der eingeschränkten sprachlichen Kommunikation dürfte dies darauf 
hindeuten, dass diese Hinweise nicht nur sprachlicher Natur sind, sondern etwa 
auch Mimik, Gestik und Körperhaltung, regelmäßiges Zu-Spät-Kommen wegen 
Übermüdung oder Konzentrationsstörungen in der Maßnahme oder während des 
Beratungsgesprächs im Jobcenter umfassen können.

Sprachmittlung könnte beim Erkennen der psychischen Gesundheit unter-
stützen; allerdings werden dolmetschende Dritte bei der Kommunikation über psy-
chische Probleme als unterschiedlich hilfreich eingeschätzt (Hartosch et al. 2024): 
Als besonders hilfreich gelten persönliche professionelle Dolmetscherdienstleistun-
gen, gefolgt von ehrenamtlichen Sprachmittler*innen. Weniger hilfreich erscheint 
den Befragten eine telefonische Dolmetscherhotline, deren Nutzung die BA seit dem 
Jahr 2016 ermöglicht.

Das Erkennen psychischer Gesundheit und Krankheit gehört nicht zu den Kern-
kompetenzen von Fachkräften in Arbeitsverwaltungen. Wie wirken sich beispiels-
weise Depressionen auf die kognitive Leistungs- und Gedächtnisfähigkeit aus? Wie 
können sich Flashbacks bei posttraumatischer Belastungsstörung manifestieren? 
Um Fragen wie diese besser beantworten zu können, sollten Fachkräfte dabei 
unterstützt werden, einschlägige Kompetenzen auf- und auszubauen. Dies gilt umso 
mehr in einem interkulturellen Kontext, der durch Sprachbarrieren geprägt sein 
kann und in dem Mimik, Gestik und Verhaltensweisen möglicherweise unterschied-
lich interpretiert werden.
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6.2 �Umgang mit psychischen Problemen geflüchteter 
Klient*innen

Unsere Befunde deuten darauf hin, dass es sowohl Jobcenter mit als auch ohne 
Strategien für den Umgang mit psychischen Problemen geflüchteter Klient*innen 
gibt. Relativ häufig scheinen sie ihre Verantwortung als Street-Level-Organization 
auf die Ebene der Fachkräfte als Street-Level-Bureaucrats zu verlagern: Drei von 
vier Befragten geben an, dass die Fachkräfte im Rahmen ihrer Kompetenz und 
Berufserfahrung selbst entscheiden, wie das weitere Vorgehen bei vermuteten psy-
chischen Problemen dieser Klient*innen ist. Fachkräfte scheinen somit erhebliche 
individuelle Entscheidungsspielräume zu haben. Die in qualitativer Forschung 
(Oschmiansky et al. 2017) gemachte Beobachtung, wonach Fachkräfte den Kontakt 
zu psychisch Erkrankten häufig reduzieren, wird durch unsere Befunde kaum 
repliziert. Inwieweit diese Befunde geänderte Betreuungspraxis und Professionali-
sierung in Jobcentern oder sozial erwünschtes Antwortverhalten in einer standar-
disierten Befragung widerspiegeln, kann hier nicht näher beurteilt werden. Eine 
stabile Unterstützung der Erwerbsperspektive trotz vorhandener Einschränkun-
gen betrachten Gühne et al. (2017a) als Teil des Genesungsprozesses; so kann eine 
eine tagesstrukturierende Teilhabe an Maßnahmen und Erwerbsarbeit kann psy-
chisch stabilisieren, solange sie nicht überfordert (Schreyer et al. 2024). Lediglich 
sieben von zehn Jobcentern geben an, bei psychischen Problemen von geflüchteten 
Klient*innen die fordernden Aspekte des Beratungsprozesses zu verringern. Diese 
nicht zu reduzieren, kann gegebenenfalls Überforderung und psychisches Leid ver-
stärken (Abschnitt 3.1; Schreyer et al. 2024: 6).

Die Verantwortungsverlagerung auf die Ebene der Street-Level-Bureaucrats 
beinhaltet die Gefahr auch diese zu überfordern. Selbst wenn Fachkräfte ver-
suchen, als „citizen’s agents“ zu agieren, müssen sie „triage-like decisions“ (May-
nard-Moody/Musheno 2000: 354) treffen in Bezug etwa auf zeitliche und finanzielle 
Ressourcen oder die Teilnahme an Maßnahmen, was be- und überlasten kann. 
Verstärkte Qualifizierung kann dieser Belastung entgegenwirken. Die BA hat für 
die Fortbildung ihrer Fachkräfte unter anderem ein Seminar „Psyche verstehen“ 
entwickelt. Zusätzlich sollte das Thema (psychische) Gesundheit in der Ausbildung 
künftiger Fachkräfte stärker verankert werden – nicht nur in Bezug auf die Gesund-
heit der Klient*innen, sondern auch der Fachkräfte selbst.

Wenn die übergeordneten Institutionen (BA und Kommunen bzw. Landkreise) 
sowie die Jobcenter die Arbeit der Fachkräfte mit Handreichungen und Leitlinien 
flankieren, kann dies Professionalisierung fördern. Ferner kann die Rekrutierung 
von multilingualem Personal oder Personal aus nicht deutschen kulturellen Kon-
texten (Brussig et al. 2022: 133–136; Hartosch et al. 2024; Schreyer et al. 2024) das 
Erkennen von und den Umgang mit psychischen Problemen unterstützen. Hilfreich 
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kann auch die verstärkte Einbindung von externer gesundheitswissenschaftlicher 
Expertise sein. In einigen Jobcentern gibt es bereits lokale Maßnahmen bzw. Modell-
projekte zur Betreuung psychisch belasteter Klient*innen (Wabnitz et  al. 2019) 
sowie zur Verknüpfung von Arbeits- und Gesundheitsförderung (Mikoteit 2022), 
teils als Kooperation zwischen Jobcentern und psychiatrischen Kliniken (Tiefensee 
et al. 2019; Seidel 2024). Auch an die Erfahrung dieser lokalen Initiativen und Maß-
nahmen sollten Angebote für Geflüchtete und deren Verstetigung anknüpfen.

7 �Fazit und weiterer Forschungsbedarf
Weltweit steigen Fluchtbewegungen (UNHCR 2025); die psychische Gesundheit von 
Menschen, die in wohlhabende Länder geflüchtet sind, ist im Vergleich zum Durch-
schnitt der Bevölkerung eingeschränkt. Dies stellt Herausforderungen auch an 
die Street-Level-Organizations in den Aufnahmeländern. Unser Beitrag fokussiert 
auf die Jobcenter in Deutschland als institutionelle Gatekeeper auf dem Weg der 
Geflüchteten in die Aufnahmegesellschaft und deren Erwerbssystem.

Auf Basis unserer Onlinebefragung in Jobcentern deutet sich kein stigmatisie-
rendes Othering von geflüchteten Klient*innen als traumatisierte Opfergruppe ab. 
Die befragten Führungs- und Fachkräfte schreiben geflüchteten Menschen oft Eigen-
schaften wie etwa Zielstrebigkeit, Selbstakzeptanz oder Optimismus zu, welche als 
Indikatoren psychischer Gesundheit gelten. Gleichwohl gehen die Befragten von 
einem hohen Ausmaß psychischer Probleme sowohl bei geflüchteten als auch 
bei nicht geflüchteten Klient*innen aus. In der Befragung deutet sich ferner an, 
dass Jobcenter als Street-Level-Organizations ihre Handlungsspielräume nur teil-
weise dafür nutzen, fachliche Strategien zum Umgang mit psychisch erkrankten 
Klient*innen zu entwickeln. Vielmehr zeichnet sich eine Verantwortungsverlage-
rung auf die Ebene der Fachkräfte als Street-Level-Bureaucrats ab. Nicht zuletzt 
vor diesem Hintergrund sollte in einer mikrosoziologischen Perspektive und mit 
qualitativen Methoden das Alltagshandeln der Fachkräfte verstärkt untersucht 
werden. Ein wichtiger Forschungsgegenstand ist dabei die Sprachbarriere, die an 
allen Stellen im Betreuungsprozess aufscheinen kann. Der hier vorgelegte Beitrag 
verfolgt eine institutionelle Perspektive auf die Jobcenter  – künftige Forschung 
sollte darüber hinaus die Sichtweisen, Erfahrungen und Wünsche der geflüchteten 
Klient*innen selbst in den Fokus nehmen. Dabei sollten nicht nur psychische Pro-
bleme und Erkrankungen, sondern auch psychische Stärke und Resilienz berück-
sichtigt werden, denn auch Forschung kann Othering betreiben.
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